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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1060/69 zur Festlegung der Grund- 
erzeugnismengen, bei denen davon ausgegangen wird, daß 
sie zur Herstellung der unter die Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 fallenden Waren verwendet worden sind 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 204/69 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen und 
der Kriterien zur Festlegung des Erstattungsbetrags für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von 
nicht unter Anhang II des Vertrags fallenden Waren aus- 
geführt werden. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Juli 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvorschläge 
durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelte Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drudt: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesben 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1060/69 zur 
Festlegung der Grunderzeugnismengen, bei denen davon 
ausgegangen wird, daß sie zur Herstellung der unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren 
verwendet worden sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der 
Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellte Waren 1 ), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2551/ 
70 -), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 2 Buchstabe a der Verordnung 
(EWG) Nr. 1060/69 des Rates vom 28. Mai 1969 zur 
Festlegung der Grunderzeugnismengen, bei denen 
davon ausgegangen wird, daß sie zur Herstellung 
der unter die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallen- 
den Waren verwendet worden sind 3 ), in der Fas- 
sung der Verordnung (EWG) Nr. 1231/70 4 ), gilt bei 
der Berechnung der beweglichen Teilbeträge, die 
auf der Grundlage der in Artikel 1 genannten Men- 
gen zu erheben sind, als Reis 

- für die unter die Tarifnummer 19.02 fallenden 

Waren: Bruchreis, 

- für die anderen Waren: geschälter Reis. 

Damit die Unterschiede auf dem Markt für rund- 
körnigen Reis und dem für langkörnigen Reis besser 
berücksichtigt werden, wird aufgrund der Verord- 
nung (EWG) Nr. . . ./71 des Rates vom . . . 
zur Änderung der Verordnung Nr. 359/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 5 ) 
ein Schwellenpreis festgesetzt und für geschälten 


rundkörnigen Reis ein anderer cif-Preis berechnet 
als für geschälten langkörnigen Reis. 

Daher ist die Sorte geschälter Reis zu bestimmen, 
die zur Berechnung der beweglichen Teilbeträge, 
welche bei der Einfuhr von nicht unter die Tarif- 
stelle 19.02 des Gemeinsamen Zolltarifs fallenden 
Waren zu erheben sind, zugrunde zu legen ist - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der Wortlaut von Artikel 2 Buchstabe a der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1060/69 wird abgeändert in: 

für die unter die Tarifnummer 19.02 fallenden 
Waren: Bruchreis, 

- für die anderen Waren: geschälter langkörniger 
Reis' 4 . 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 19. Dezember 1970, S. 2 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 7 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 29. Juni 1970, S. 38 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 204/69 zur Fest- 
legung der allgemeinen Regeln für die Gewährung von 
Ausfuhrerstaituugen und der Kriterien zur Festsetzung des 
Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang II des 
Vertrags fallenden Waren ausgeführt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 1 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. . . ./71 2 ), insbesondere auf 
Artikel 17 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Anhang C zur Verordnung (EWG) Nr. 204/69 
des Rates vom 28. Januar 1969 zur Festlegung der 
allgemeinen Regeln für die Gewährung von Aus- 
fuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung 
des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter An- 
hang II des Vertrags fallenden Waren ausgeführt 
werden 3 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. .../71 4 ), entsteht bei der Ausfuhr be- 
stimmter Waren auf der Grundlage von Reis ein 
Anspruch auf eine Ausfuhrerstattung, bei der eine 
Grundmenge an geschältem oder vollständig ge- 
schliffenem Reis zugrundegelegt wird. 

In Anbetracht der Unterschiede auf dem Markt 
für rundkörnigen Reis und dem für langkörnigen 
Reis ist die Sorte geschälter oder vollständig ge- 


schliffener Reis zu bestimmen, die bei der Fest- 
setzung des Ausfuhrerstattungsbetrags für diese 
Waren zugrundezulegen ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

In Anhang C zur Verordnung (EWG) Nr. 204/69 
wird folgendes abgeändert: 

- die Bezeichnung der Spalte „Reis, geschält" in 

„langkörniger Reis, geschält", 

- die Bezeichnung der Spalte „Reis, vollständig ge- 
schliffen" in „rundkörniger Reis, vollständig ge- 
schliffen". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1971 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1969, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Nach Artikel 2 Buchstabe a) der Verordnung 
(EWG) Nr. 1060/69 des Rates vom 28. Mai 1969 
zur Festlegung der Grunderzeugnismengen, bei 
denen davon ausgegangen wird, daß sie zur Her- 
stellung der unter die Verordnung (EWG) 
Nr. 1059/69 fallenden Waren verwendet worden 
sind A ) gilt bei der Berechnung der beweglichen 
Teilbeträge, die auf der Grundlage der in Arti- 
kel 1 genannten Mengen zu erheben sind, als 
Reis 

- für die unter die Tarifnummer 19.02 fallenden 
Waren: Bruchreis, 

- für die anderen Waren: geschälter Reis. 

Damit jedoch die Unterschiede auf dem Markt 
für rundkornigen Reis und dem langkornigen 
Reis besser berücksichtigt werden, wird aufgrund 
der Verordnung (EWG) Nr. . . 771 des Rates 
vom . . . 1971 zur Änderung der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis ein Schwellenpreis festge- 
setzt und ab 1. September 1971 je nach Reissorte 
(geschält und vollständig geschliffen) ein anderer 
cif-Preis berechnet. 

Mithin ist die Sorte geschälter Reis zu bestim- 
men, die bei der Berechnung des beweglichen 
Teilbetrags zugrundezulegen ist, der bei der Ein- 


fuhr von Waren gilt, für welche die Verordnung 
(EWG) Nr. 1060/69 vorschreibt, daß dieser Teil- 
betrag auf der Grundlage einer Grundmenge 
dieses Erzeugnisses festzusetzen ist. 

2. Nach Anhang C zur Verordnung (EWG) Nr. 204/ 
69 des Rates vom 28. Januar 1969 zur Festlegung 
der allgemeinen Regeln für die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen und der Kriterien zur Fest- 
setzung des Erstattungsbetrags für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von 
nicht unter Anhang II des Vertrags fallenden 
Waren ausgeführt werden 3 ), entsteht bei der 
Ausfuhr von bestimmten Waren auf der Grund- 
lage von Reis ein Anspruch auf eine Ausfuhr- 
erstattung, bei der eine Grundmenge an geschäl- 
tem oder vollständig geschliffenem Reis zu- 
grundegelegt wird. 

Aus den gleichen wie unter Ziffer 1 genannten 
Gründen muß festgelegt werden, welche Sorte 
geschälter oder vollständig geschliffener Reis bei 
der Festsetzung des Ausfuhrerstattungsbetrags 
für diese Waren zugrundezulegen ist. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 7 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2'9 
vom 5. Februar 1969, S. 1 
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